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A. Legistik

1. AWG-Seveso-III-Novelle
Die Umsetzung der Seveso-III-RL im AWG 2002 mit BGBl I 2017/
70 wurde nunmehr kundgemacht. Sie bringt – wie aus der GewO
bereits bekannt – insb neue Definitionen zu den Seveso-Stoffen,
Seveso-Betrieben und des schweren Unfalls. Zudem gibt es auch
neue Melde- und Informationsverpflichtungen, die nicht nur die
Seveso-Betriebe, sondern auch die AufsichtsBeh treffen. Nicht Ge-
genstand der AWG-Nov waren Klarstellungen zur Haftung der
verantwortlichen Person und zu den im EDM enthaltenen Infor-
mationen. Die Änderungen sind bereits in Kraft getreten.

2. Neues im EU-Abfallrecht

Die EK hat im Verordnungsweg Festlegungen im Anwendungsbe-
reich der Abfallrahmen-RL getroffen. Mit der VO (EU) 2017/997 v
8. 6. 2017 ist die Ökotoxizität von Abfällen neu definiert worden.
Der Eintrag HP 14 wurde neu gefasst.

Im Bereich des Umgangs mit Elektroschrotten wurde mit VO
(EU) 2017/699 v 18. 4. 2017 ein EU-weites Berechnungssystem für
das Gewicht für Elektroschrotte verordnet. Zwei unterschiedliche
Berechnungsmethoden sind beschrieben, je nachdem, ob der je-
weilige MS die Quoten anhand des durchschnittlichen Gewichts
von in Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräten be-
rechnet, oder aber anhand der Menge von den in seinem Hoheits-
gebiet angefallenen Elektro- und Elektronik-Altgeräten. Beide VO
sind bereits in Kraft getreten. Jene über die ökotoxischen Abfälle
ist ab dem 5. 7. 2018 verbindlich.1)

B. Judikatur

1. Flughafen Wien – 3. Piste2)

Zur Erinnerung: Das BVwG hat zu Jahresbeginn die Bewilligung
für den Ausbau des Flughafens Schwechat wegen einer fehlerhaft
durchgeführten Interessenabwägung der NÖ LReg aufgehoben.3)

Ende Juni hat der VfGH nunmehr diese E des BVwG wegen Will-
kür aufgehoben.4) In seiner E trifft das Höchstgericht über den
konkreten Einzelfall hinausgehende Klarstellungen und Ansätze
für den Umgang mit Interessensabwägungen. Anders als das
BVwG vermeint, müssen sich nämlich die maßgeblichen öffent-
lichen Interessen und die Ermittlung der Kriterien für die Interes-
sengewichtung, die einem Vorhaben entgegenstehen, dem Grunde
nach aus dem positiven Recht selbst ergeben bzw dort vorgezeich-
net sein. Materienfremde Kriterien (gegenständlich landesverfas-
sungsrechtliche Bestimmungen, Aktionspläne und „Roadmaps“,
das Kyoto-Protokoll oder das Emissionshandelssystem) dürfen
nicht in eine luftfahrtrechtliche Interessenabwägung miteinbezo-
gen werden. Geschieht dies doch –, wie bei der Entscheidung über
die 3. Piste der Fall – ist dies ein „in mehrfacher Hinsicht grobes
Verkennen der Rechtslage“. Damit schließt sich der VfGH mit ei-
ner derartigen Vehemenz jenen Lehrmeinungen an, die dem
BVwG vorwarfen, die Interessenabwägung fernab des LFG getrof-
fen zu haben,5) mit der wohl nur wenige gerechnet haben. Im Er-
gebnis hat das BVwG nochmals über die Beschwerden zu ent-
scheiden, diesmal aber mit einer dem VfGH-Judikat entsprechen-
den Interessenabwägung.6) Das Erk spricht eine klare Sprache; für

jene Lehrmeinungen, die das BVwG-Erkenntnis als „empirisch
fundiert“ oder gar als „positiven Präzedenzfall“ bezeichnet haben,
bleibt im Judikat kein Raum.

2. Zuständigkeit bei länderübergreifenden Vorhaben

Ausgehend vom konkreten Sachverhalt (Windpark mit Energie-
erzeugungsanlagen auf dem Landesgebiet von NÖ und der Strom-
ableitung auf dem Gebiet des Bgld wird einem UVP-Feststellungs-
verfahren unterzogen) hat der VwGH grundlegende Aussagen
zum Begriff des Vorhabens getroffen (Ro 2015/05/0022): Nach
Ansicht des VwGH wäre nämlich bei der Beurteilung eines oder
mehrerer UVP-Projekte auf deren Gesamtheit abzustellen; es sind
auch jene Anlagen und Anlagenteile mit einzubeziehen, die an sich
nicht UVP-pflichtig wären. Dabei ist immer aus- und einwir-
kungsbezogen auf den räumlichen und sachlichen Zusammen-
hang der Anlagen oder Eingriffe abzustellen. Wenn eine Bundes-
landgrenze überschritten wird, dann wäre eine Abgrenzung dieser
Betrachtung und damit des einheitlichen Vorhabens an der Lan-
desgrenze unzulässig.7) Mittlerweile hat der Gesetzgeber aufgrund
der massiven Auswirkungen, die diese E auf anhängige Verfahren
hätte, reagiert und infolge eines AA die Einfügung eines neuen
Abs 4 zu § 39 UVP-G beschlossen (siehe 1710 BlgNR 25. GP):
„Für die Verfahren nach dem ersten, zweiten und dritten Abschnitt
richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach der Lage des Vorha-
bens.“

3. Agrarstrukturverbesserungen
als öffentliches Interesse

Öffentliche Interessen spielen iZm der Wasserkraftnutzung eine
große Rolle. Gegenständlich hatte das LVwG Tir (LVwG-2016/
37/2228–8) in einem Rodungsverfahren rund um die Errichtung
eines Kleinwasserkraftwerks zur Versorgung eines landwirtschaft-
lichen Betriebs mit Strom im Rahmen der Aktivlegitimationsprü-
fung zu untersuchen, ob unter dem Gesichtspunkt von Agrar-
strukturverbesserungen ein öffentliches Interesse an diesem Kraft-
werk gegeben sein kann. Dies wurde bejaht. Keine Aussagen trifft
das gegenständliche Erk über den Ausgang einer allfälligen Inte-
ressenabwägung.
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